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Zuständigkeit zur Führung einer Beistandschaft und Wahrung der Obhut
Sachverhalt

Ein 3-jähriges Mädchen, verbeiständet gemäss Art. 308 ZGB, wurde im September 2004 wegen Verdachts auf sexuelle Ausbeutung mit einem Obhutsentzug ins Kinderspital fremdplatziert, damals zuständige VB war X.. Später wurde das Kind von gleicher Behörde mit einem "teilweisen" Obhutsentzug gemäss Art. 310 ZGB in eine SOS-Familie nach Y. platziert. Teilweise deshalb, da der Kindsmutter eine stark eingeschränkte Betreuung trotzdem zugestanden wurde. Im Januar 2005 zügelte die Kindsmutter nach Z., ich übernahm als örtlich zuständige Amtsvormundin die Beistandschaft, die VB R. übernahm den teilweisen befristeten Obhutsentzug. Auf meinen Antrag vom 9.8.2005 verfügte die VB R. die Aufhebung der teilweisen elterlichen Obhut, das Kind wurde von der VB unbefristet und bis auf weiteres in gleicher SOS-Familie platziert. Per 1.7.05 zügelte die Kindsmutter weiter nach A., die VB R. machte an die neu zuständige VB-Behörde A. einen Übertragungsantrag. Diese lehnte die Übernahme des Mandates ab, da die Kindsmutter bereits wieder von einem neuen Umzug nach B. sprach und diesen auch per 31.12.05 vornahm. Seit Jan.06 ist der neue Wohnsitz der Kindsmutter B.. Die Behörde R. machte erneut einen Delegationsantrag an die VB B., was diese mit der Begründung ablehnte, das Mandat werde erst nach definitiver Fremdplatzierung des Mädchens übernommen. 
 

Meine Fragen:
1) Welche VB-Behörde ist nun für die Dauerplatzierung des Mädchens zuständig?
2) Welche Gemeinde wäre kostenpflichtig, falls die Pflegeplatzkosten nicht ganz gedeckt werden können?
Erwägungen

1. Ob eine Dauerplatzierung erforderlich ist oder das Kind wieder zu seinen Eltern oder einem Elternteil zurückkehren kann, hängt von den Umständen ab. Grundsätzlich hat jede Kindesschutzmassnahme provisorischen Charakter, weshalb ihr nicht dieselbe rechtsgestaltende Wirkung zukommt wie andern zivilrechtlichen Instituten (z.B. Begründung des Kindesverhältnisses oder Eheabschluss, welche nur über gerichtliche Verfahren und unter besondern gesetzlichen Voraussetzungen aufgehoben werden können).

2. Ob im vorliegenden Fall eine provisorische Massnahme (d.h. eine Massnahme während eines laufenden Verfahrens, welche nach Abschluss dieses Verfahrens durch eine definitive ersetzt wird) oder eine vorerst und auf Zusehen hin definitive Massnahme errichtet wurde, lässt sich der Fallschilderung nicht entnehmen. Massgeblich ist die Frage, ob bei der Vormundschaftsbehörde R. noch ein Verfahren anhängig ist, in welchem der Sachverhalt weiter ermittelt und zusätzliche Beweise gesammelt werden (z.B. über ein angeordnetes Gutachten), oder ob mit der Platzierung in die Pflegefamilie das Verfahren abgeschlossen wurde. Je nach dem ist die Obhutsentziehung zu übertragen oder das Verfahren am bisherigen Wohnsitz zu Ende zu führen, denn hängige Verfahren sind nicht übertragbar (BGE 101 II 11; Hegnauer, Kindsrecht, N 27.61; ZVW 1997 S. 185 Nr.22; ZVW 2002 S.213 Ziff. 2.2.2).

3. Es wird aufgrund der Fallschilderung angenommen, die Mutter sei alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge, weshalb der Wohnsitz des Kindes in jedem Fall jenem der Mutter folgt (Art. 25 Abs. 1 ZGB). Stünde das Kind dagegen unter gemeinsamer elterlicher Sorge von Mutter und Vater, ohne dass diese einen gemeinsamen Wohnsitz aufweisen, und befindet sich das Kind nicht in Obhut des Einen, so gilt sein Aufenthaltsort als sein Wohnsitz (Art. 25 Abs. 1 ZGB; Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 34/17 zu Art. 162 ZGB; Hegnauer, Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Gewalt, ZVW 1988 S. 150).


4. Die Entziehung der Obhut gegenüber den Eltern bewirkt einen Übergang des Obhutsrechts auf die Vormundschaftsbehörde (Art. 310 ZGB). Künftig obliegt ihr das Recht zu bestimmen, wo sich das Kind (in faktischer) Obhut befindet. Die Pflegeeltern vertreten, unter Vorbehalt abweichender Anordnungen, die Eltern beziehungsweise die Vormundschaftsbehörde in der Ausübung der elterlichen Sorge, werden aber selbst nicht Inhaber des Obhutsrechts (BGE 128 III 9; ZVW 2002 S. 62 ff; M. Stettler, Garde de fait et droit de garde, ZVW 2002 S. 236 ff.). Einigen sich zwei Vormundschaftsbehörden über die Übertragung einer Massnahme von der einen zur andern Behörde und wird dies beidseits kongruent verfügt, geht die vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit über. Würde die Obhutsentziehung von R. nach B. übertragen, würde die VB B. Inhaberin des Obhutsrechts und träte damit in das heute zwischen der VB R. und der SOS-Familie bestehende Pflegevertragsverhältnis ein. Denkbar wäre in Anbetracht der häufigen Wohnortswechsel der Mutter auch eine Übertragung auf die Aufenthaltsbehörde, welche neben der Wohnsitzbehörde zuständig sein kann für Kindesschutzmassnahmen (Art. 315 Abs. 2 ZGB; eine bloss subsidiäre Zuständigkeit nimmt das Bundesgericht in seiner neuesten Rechtsprechung an: BGE 129 I 419; kritisch dazu Hegnauer in ZVW 2003 S. 465). Dies empfiehlt auch die VBK in derartigen Fällen in Erwägung zu ziehen, je nach dem, was das Kindeswohl erfordert (ZVW 2002 S.214 Ziff. 2.2.3.2). Mit dem Eintritt in das Pflegeverhältnis haftet die neue Vormundschaftsbehörde den Pflegeeltern auch für die Entrichtung des vereinbarten Pflegegeldes, was aber noch nichts darüber aussagt, wer dieses zu finanzieren hat.


5. Grundsätzlich haben die Eltern für die Kosten der Erziehung und Pflege aufzukommen unter Einschluss der Kindesschutzmassnahmen (Art. 276 ZGB). Sind sie dazu ausserstande oder nur teilweise fähig, obliegt die Finanzierung dem Gemeinwesen (Art. 12 BV). Die Gemeinde, welche die Pflegekosten  aufgrund der von ihr verfügten Platzierung vertraglich schuldet (BSK ZGB I-Breitschmid N 16 zu Art. 310), hat mit den Eltern deren Beitrag auszuhandeln und bei fehlender Einigung mittels Unterhaltsklage einzufordern. 


6. Hinsichtlich der Frage, ob mit der Übertragung der vormundschaftsrechtlichen Zuständigkeit auch der Unterstützungswohnsitz wechselt, gilt es folgendes zu beachten:

a. Wechselt der Wohnsitz des Kindes innerhalb des gleichen Kantons, richtet sich die sozialhilferechtliche Zuständigkeit nach kantonalem Sozialhilferecht.
b. Zieht die Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge in einen andern Kanton (was hier zutrifft), ist das Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom 24.6.1977 (ZUG) anwendbar. Gemäss Art. 7 teilt das unmündige Kind unabhängig von seinem Aufenthaltsort den Unterstützungswohnsitz der Eltern. Allerdings kann es unter verschiedenen Voraussetzungen einen eigenen Unterstützungswohnsitz begründen. Das gilt namentlich für den Fall, wenn es dauernd nicht bei den Eltern oder einem Elternteil wohnt: Diesfalls bleibt der letzte Unterstützungswohnsitz auch bei Wechsel des zivilrechtlichen Wohnsitzes bestehen (Art. 7 Abs. 3 lit. c). Damit bleibt also der Unterstützungswohnsitz R. bzw Z. auch bei Wechsel des zivilrechtlichen Wohnsitzes bestehen.

7. Schlussfolgerung zu Ihren Fragen
a) Welche VB-Behörde ist nun für die Dauerplatzierung des Mädchens zuständig?
Das hängt davon ab, ob zur Zeit bei der VB R. noch ein Verwaltungsverfahren hängig ist. Wenn ja, muss sie dieses zu Ende führen. Wenn nein überträgt sie die Massnahmen an den neuen Wohnsitz des Kindes. Allerdings muss diese Übertragung mit dem Kindeswohl in Einklang stehen. Verändert die Mutter kontinuierlich ihren Lebensmittelpunkt und lässt sich bei fortdauernder Übertragung der installierten Massnahmen kein effizienter Kindesschutz betreiben, bleibt abzuwägen, ob die Massnahmen an den Aufenthaltsort des Kindes zu übertragen sind (ZVW S. 214 Ziff. 2.2.3.2) oder der Mutter nicht die elterliche Sorge zu entziehen und eine Vormundschaft zu errichten ist (Art. 311 ZGB), wenn ihre Lebensentscheide in keiner Art vom Interesse des Kindes beeinflusst werden (beachte allerdings die restriktive Praxis des Bundesgerichts, BGE 5C.207/2004 vom 26.11.2004 in ZVW 2005 S. 135 f. ÜR 13-05).
b) Welche Gemeinde wäre kostenpflichtig, falls die Pflegeplatzkosten nicht ganz gedeckt werden können?
Der Unterstützungswohnsitz bleibt bei Wohnsitzwechsel in einen andern Kanton unverändert, auch wenn die Kindesschutzmassnahmen auf die Vormundschaftsbehörde des neuen Wohnsitzes oder des Aufenthaltsortes des Kindes übertragen werden (Art. 315 Abs. 2 ZGB; BGE 129 I 419), was bedeutet, dass auch die Kosten einer Neuplatzierung von der VB R. (bzw. Gemeinde Z.) zu bezahlen sind.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 31.1.2006
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